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Öffentliche Ausschreibung nach 
VOB/A: Estricharbeiten 

 

Maßnahme: Michael-Poeschke-Grundschule, Neubau Hort- und 

Mensagebäude 

Ausführungszeitraum: 07.12.2026 bis 05.02.2027 

Vergabenummer: 3140_szm 

Stadt Erlangen, Submissionsstelle, Telefon 09131 86-3131, E-Mail: 

submissionsstelle@stadt.erlangen.de 

Link zur Auftragsplattform:  

https://www.meinauftrag.rib.de/public/publications/600372 

 

 

Öffentliche Ausschreibung nach 
VOB/A: Malerarbeiten 

 

Maßnahme: Michael-Poeschke-Grundschule, Neubau Hort- und 

Mensagebäude 

Ausführungszeitraum: 18.01.2027 bis 07.05.2027 

Vergabenummer: 3200_szm 

Stadt Erlangen, Submissionsstelle, Telefon 09131 86-3131, E-Mail: 

submissionsstelle@stadt.erlangen.de 

Link zur Auftragsplattform:  

https://www.meinauftrag.rib.de/public/publications/600376 

 

Offenes Verfahren nach VOB-EU:  
Estrich 2. BA 

 

Maßnahme: Campus Berufliche Bildung, Erlangen 

Ausführungszeitraum: 05.10.2026 bis 18.12.2026 

Vergabenummer: 3140-111_1_CBBE 

Stadt Erlangen, Submissionsstelle, Telefon 09131 86-3131, E-Mail: 

submissionsstelle@stadt.erlangen.de 

Link zur Auftragsplattform:  

https://www.meinauftrag.rib.de/public/publications/600456 

 

 

Vollzug der Bayer. Bauordnung:  
Jahnstraße 8 

 

Für das Bauvorhaben „Abbruch Kegelbahn mit Nebenräumen; 

Neubau Kinderbewegungszentrum TV 1848 Erlangen e. V. auf 

dem Grundstück Jahnstraße 8, Gemarkung: Erlangen, Flurstück: 

1519" wurde mit Bescheid vom 22.06.2026 eine Baugenehmigung 

mit dem Aktenzeichen 2026-356-VV erteilt. Die Baugenehmigung 

wird hiermit gemäß Art. 66 Abs. 2 der Bayer. Bauordnung bekannt 

gemacht. Die Planunterlagen können nach telefonischer Termin-

vereinbarung im Bauaufsichtsamt, Gebbertstr. 1, 2. OG, eingese-

hen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 

Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in 

Ansbach erhoben werden. 

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
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a) Schriftlich oder zur Niederschrift 

Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-

amten der Geschäftsstelle erhoben werden. 

Die Anschrift lautet: Bayerisches Verwaltungsgericht Ansbach, 

Promenade 24-28, 91522 Ansbach 

b) Elektronisch 

Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach 

auch elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 

Form erhoben werden. 

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Erlangen) und den 

Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-

stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-

sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 

Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 

Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einrei-

chung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten 

beigefügt werden. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

In dem hier einschlägigen Rechtsbereich wurde das Wider-

spruchsverfahren abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, ge-

gen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 

zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-

tungsgerichten infolge der Klageerhebung grundsätzlich eine Ver-

fahrensgebühr fällig. 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis 

Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

 

 

Vollzug der Bayer. Bauordnung:  
Äußere Tennenloher Straße 5 

 

Für das Bauvorhaben „Errichtung eines Imbissladens aus Stahl-

Kassettenkonstruktion in Form Container mit Ausbau auf dem 

Grundstück Äußere Tennenloher Straße 5, Gemarkung: Bruck, 

Flurstück: 718" wurde mit Bescheid vom  eine Baugenehmigung 

mit dem Aktenzeichen 2025-842-VV erteilt. Die Baugenehmigung 

wird hiermit gemäß Art. 66 Abs. 2 der Bayer. Bauordnung bekannt 

gemacht. Die Planunterlagen können nach telefonischer Termin-

vereinbarung im Bauaufsichtsamt, Gebbertstr. 1, 2. OG, eingese-

hen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 

Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in 

Ansbach erhoben werden. 

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

a) Schriftlich oder zur Niederschrift 

Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-

amten der Geschäftsstelle erhoben werden. 

Die Anschrift lautet: Bayerisches Verwaltungsgericht Ansbach, 

Promenade 24-28, 91522 Ansbach 

b) Elektronisch 

Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach 

auch elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 

Form erhoben werden. 

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Erlangen) und den 

Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-

stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-

sachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene 

Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 

Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einrei-

chung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten 

beigefügt werden. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

In dem hier einschlägigen Rechtsbereich wurde das Wider-

spruchsverfahren abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, ge-

gen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 

zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-

tungsgerichten infolge der Klageerhebung grundsätzlich eine Ver-

fahrensgebühr fällig. 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis 

Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

 

 

Satzung für das Jugendamt der Stadt 
Erlangen 

 

Aufgrund des Art. 16 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung 

der Sozialgesetze (AGSG) vom 8. Dezember 2006 (GVBl S. 942), zu-

letzt geändert durch die §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 26. März 

2026 (GVBl S. 139) in Verbindung mit Art. 23 der Gemeindeord-

nung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796), zuletzt geändert 

durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl S. 637), er-

lässt die Stadt Erlangen folgende Satzung: 

§ 1 Bezeichnung, Aufgaben und Gliederung des Jugendamtes 

(1) Das Jugendamt führt die Bezeichnung Stadtjugendamt. 
(2) Dem Jugendamt obliegen 

1. die ihm nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch und dem Ge-

setz zur Ausführung der Sozialgesetze (AGSG) zugewiesenen Auf-

gaben, 

2. die ihm nach anderen Rechtsvorschriften zugewiesenen Aufga-

ben. 

(3) Die Aufgaben des Jugendamts werden durch den Jugendhil-

feausschuss und durch die Verwaltung des Jugendamtes wahrge-

nommen (§ 70 Abs. 1 SGB VIII). 

 

§ 2 Verwaltung des Jugendamts 

(1) Die Verwaltung des Jugendamts ist eine Dienststelle der 

Stadtverwaltung Erlangen. 
(2) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung des Jugendamts wer-

den im Auftrag des*der Oberbürgermeister*in von dem*der dafür 

bestellten Leiter*in der Verwaltung des Jugendamts (Jugend-

amtsleiter*in) geführt. 

(3) Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung des Jugendam-

tes gehören alle Verwaltungsgeschäfte, die regelmäßig oder wie-

derholt anfallen und nach vorgegebenen Regelungen und 
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Grundsätzen zu behandeln sind, sofern ihnen nicht aufgrund ih-

rer politischen, finanziellen oder strukturellen Auswirkungen eine 

grundsätzliche Bedeutung zukommt. 

(4) Die Verwaltung des Jugendamts unterstützt den*die Vorsit-

zende*n des Jugendhilfeausschusses bei der Fertigung der Sit-

zungsniederschriften. 

 

§ 3 Mitglieder des Jugendhilfeausschusses 

(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberechtigte und 

12 beratende Mitglieder an. Die Zahl der beratenden Mitglieder 

vermindert sich um die Zahl eins, wenn der*die Vorsitzende des 

Stadtjugendrings dem Jugendhilfeausschuss als stimmberechtig-

tes Mitglied angehört. 
(2) Stimmberechtigte Mitglieder sind: 

1. der*die Vorsitzende (Art. 17 Abs. 3 Satz 3 AGSG), 

2. sechs Mitglieder des Stadtrats (§ 71 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1 SGB VIII), 

3. zwei vom Stadtrat gewählte Personen, die in der Jugendhilfe 

erfahren sind (§ 71 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 2 SGB VIII), 

4. sechs auf Vorschlag der im Stadtgebiet wirkenden und aner-

kannten Träger der freien Jugendhilfe vom Stadtrat gewählte 

Personen (§ 71 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII). 

(3) Beratende Mitglieder sind (Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 – 10 AGSG): 

1. der*die Leiter*in des Jugendamtes, 

2. ein Mitglied, das als Jugend- oder Familien- oder Vormund-

schaftsrichter*in tätig ist und von dem*der Leiter*in des zustän-

digen Amtsgerichts benannt wird, 

3. ein Mitglied aus dem Bereich der Schulen oder der Schulver-

waltung, 

das von der fachlichen Leitung des zuständigen staatlichen 

Schulamts benannt wird, 

4. jeweils ein*e Bedienstete*r der zuständigen Arbeitsagentur 

und des zuständigen Jobcenters, der*die von der Leitung der zu-

ständigen Arbeitsagentur und der Leitung des zuständigen Job-

centers benannt wird, 

5. eine Fachkraft, die in der Beratung im Sinne des § 28 SGB VIII 

tätig ist. Die Benennung erfolgt gemäß Art. 19 Abs. 2 Satz 2 AGSG, 

6. der*die für den Jugendamtsbezirk zuständige Gleichstellungs-

beauftragte, 

7. ein*e Polizeibeamt*in, der*die von der zuständigen Polizeidi-

rektion benannt wird, 

8. der*die Vorsitzende des Stadtjugendrings oder eine von 

ihm*ihr beauftragte Person, sofern der*die Vorsitzende des 

Stadtjugendrings dem Jugendhilfeausschuss nicht bereits als 

stimmberechtigtes Mitglied angehört, 

9. ein Mitglied aus dem Bereich der katholischen Kirche, 

10. ein Mitglied aus dem Bereich der evangelischen Kirche, 

11. ein Mitglied aus dem Kreis der nach § 4a SGB VIII gebildeten 

selbstorganisierten Zusammenschlüsse zur Selbstvertretung jun-

ger Menschen und ihrer Familien, insbesondere von Leistungsbe-

rechtigten nach dem achten Sozialgesetzbuch, die im Jugend-

amtsbezirk tätig sind. 

§ 4 Wahl und Bestellung der Mitglieder des Jugendhilfeaus-

schusses 

(1) Die dem Stadtrat angehörenden stimmberechtigten Mitglie-

der des Jugendhilfeausschusses werden durch Beschluss des 

Stadtrates bestellt. Die übrigen Mitglieder werden nach Art. 51 

Abs. 3 GO gewählt. Der Stadtrat bedient sich dabei einer Vor-

schlagsliste, die von der Verwaltung des Jugendamtes erstellt 

wird. Abweichend von Art. 51 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 GO erfolgt 

die Wahl in offener Abstimmung (Art. 17 Abs. 2 Satz 3 AGSG). 

(2) Vorschläge für die Bestellung der stimmberechtigten Mitglie-

der nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 dieser Satzung werden von den im Stadt-

rat vertretenen Parteien und Wählergruppen abgegeben. Wahl-

vorschläge für die stimmberechtigten Mitglieder nach § 3 Abs. 2 

Nr. 3 dieser Satzung können von jedem Mitglied des Stadtrates 

abgegeben werden. Wahlvorschläge für die stimmberechtigten 

Mitglieder nach § 3 Abs. 2 Nr. 4 dieser Satzung können nur durch 

die im Stadtgebiet wirkenden und anerkannten Träger der freien 

Jugendhilfe, insbesondere die Jugendverbände und Wohlfahrts-

verbände, abgegeben werden. Bei den Wahlvorschlägen und dem 

Wahlgang soll auf eine ausgewogene Berücksichtigung aller Ge-

schlechter hingewirkt werden (Art. 18 Abs. 2 Satz 1 AGSG). 

(3) Für stellvertretende stimmberechtigte Mitglieder gelten die 

Absätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) Die beratenden Mitglieder des Jugendhilfeausschusses (Art. 

19 Abs. 1 AGSG) und ihre Stellvertreter*innen werden durch Be-

schluss des Stadtrats bestellt. 

(5) Die Mitglieder nach § 3 Abs. 3 Nr. 11 werden auf Grundlage ei-

nes von der Verwaltung des Jugendamts durchgeführten öffentli-

chen Interessenbekundungsverfahrens ermittelt und vom Stadt-

rat durch Beschluss bestellt. 

§ 5 Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 

(1) Der Jugendhilfeausschuss beschließt über Angelegenheiten 

der Jugendhilfe im Rahmen der dafür im Haushaltsplan bereitge-

stellten Mittel und der vom Stadtrat gefassten Beschlüsse. 
(2) Der Jugendhilfeausschuss soll vor jeder Beschlussfassung des 

Stadtrats in Fragen der Jugendhilfe gehört werden. Er soll ferner 

Stellung nehmen vor Entscheidungen des Stadtrats und anderer 

beschließender Ausschüsse, die für die Lebensbedingungen jun-

ger Menschen und ihrer Familien und/oder für die Schaffung und 

Erhaltung einer kinder- und familienfreundlichen Umwelt von Be-

deutung sind. Vor der Berufung des*der Jugendamtsleiter*in ist 

der Jugendhilfeausschuss zu hören.  

(3) Der Jugendhilfeausschuss hat das Recht, an den Stadtrat An-

träge zu stellen (§ 71 Abs. 3 Satz 2 SGB VIII). 

(4) Der Jugendhilfeausschuss nimmt insbesondere folgende Auf-

gaben wahr: 

1. Entwicklung von Anregungen und Vorschlägen für die Weiter-

entwicklung der Jugendhilfe im Stadtgebiet und für die Vernet-

zung und koordinierte Zusammenarbeit der bestehenden Ein-

richtungen, Dienste und Veranstaltungen, 

2. Erörterung aktueller Problemlagen junger Menschen und ihrer 

Familien sowie Entwicklung von Problemlösungen, 

3. Entwicklung von Konzepten zur Erhaltung oder Schaffung posi-

tiver Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien 

sowie für eine kinder- und familienfreundliche Umwelt, 

4. Entwicklung und laufende Fortschreibung der örtlichen Ju-

gendhilfeplanung; Vorbereitung der Beschlussfassung über die 

örtliche Jugendhilfeplanung durch den Stadtrat, 

5. Vorberatung des Teilhaushaltes und Sachmittelbudgets des 

Stadtjugendamtes des Haushaltsplans, 

6. Förderung der Träger der freien Jugendhilfe; der Jugendhil-

feausschuss kann hierfür Förderungsgrundsätze oder -richtlinien 

beschließen, 

7. Beschlussfassung über die öffentliche Anerkennung von Trä-

gern der freien Jugendhilfe im Stadtgebiet nach § 75 SGB VIII in 

Verbindung mit Art. 33 Abs. 1 Nr. 1 AGSG; der Jugendhilfeaus-

schuss kann hierfür Anerkennungsgrundsätze oder -richtlinien 

beschließen, 

8. Erlass einer Geschäftsordnung für den Jugendhilfeausschuss. 
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§ 6 Sitzungen, Beschlussfähigkeit, Öffentlichkeit 

(1) Den Vorsitz im Jugendhilfeausschuss führt der*die Oberbür-

germeister*in; er*sie bestimmt ein Mitglied des Stadtrats, das im 

Verhinderungsfall die Vertretung übernimmt. Abweichend von 

Satz 1 kann der*die Oberbürgermeister*in ein Mitglied des Stadt-

rats zum*zur Vorsitzenden bestimmen; gleichzeitig bestimmt 

er*sie ein Mitglied des Stadtrates für die Stellvertretung. 

(2) Der Jugendhilfeausschuss tritt nach Bedarf zusammen. Er 

muss einberufen werden, wenn dies ein Fünftel der stimmbe-

rechtigten Mitglieder schriftlich unter Angabe von Gründen und 

des Beratungsgegenstands bei dem*der Vorsitzenden des Ju-

gendhilfeausschusses oder bei der Verwaltung des Jugendamts 

beantragt. Die Sitzung soll innerhalb von vier Wochen nach Ein-

gang des Antrags stattfinden. 

(3) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder 

ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der stimmbe-

rechtigten Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. 

(4) Die stimmberechtigten Mitglieder sind bei der Stimmabgabe 

an Weisungen und Aufträge nicht gebunden (Art. 20 Satz 2 AGSG). 

 (5) Die Sitzungen des Ausschusses sind öffentlich, soweit nicht 

das Wohl der Allgemeinheit oder berechtigte Interessen einzelner 

Personen oder schutzbedürftiger Gruppen entgegenstehen (§ 71 

Abs. 3 Satz 4 SGB VIII). Über den Ausschluss der Öffentlichkeit 

wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden. 

(6) Näheres regelt die Geschäftsordnung des Jugendhilfeaus-

schusses. 

§ 7 Form der Beschlussfassung 

Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses werden in offener Ab-

stimmung mit der Mehrheit der Abstimmenden gefasst. Bei Stim-

mengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 

§ 8 Unterausschüsse 

(1) Der Jugendhilfeausschuss kann zur Vorbereitung seiner Be-

schlüsse vorberatende Unterausschüsse bilden. Die Arbeitsauf-

träge legt der Jugendhilfeausschuss fest. 
(2) Den Vorsitz eines vorberatenden Unterausschusses soll ein 

stimmberechtigtes Mitglied des Jugendhilfeausschusses führen. 

Bei Bedarf sollen weitere Fachkräfte zu den Sitzungen des Unter-

ausschusses hinzugezogen werden. 

(3) Die vorberatenden Unterausschüsse treten nach Bedarf zu-

sammen. Ihre Sitzungen sind nicht öffentlich. 

§ 9 Aufwandsentschädigung 

(1) Für Beamt*innen, Richter*innen und Angestellte im öffentli-

chen Dienst, die dem Jugendhilfeausschuss aufgrund ihres Amtes 

angehören, bemisst sich die Höhe der Aufwandsentschädigung 

nach den Vorschriften über die Reisekostenvergütung der Be-

amt*innen und Richter*innen (Art. 21 Abs. 3 AGSG). 
(2) Die übrigen Mitglieder des Jugendhilfeausschusses erhalten 

für jede Sitzung, an der sie teilnehmen, eine Aufwandsentschädi-

gung in gleicher Höhe wie die Stadtratsmitglieder. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für stellvertretende Mitglieder ent-

sprechend, wenn sie im Vertretungsfall an Sitzungen des Jugend-

hilfeausschusses teilnehmen. 

(4) Eine Aufwandsentschädigung erhalten auch die Mitglieder der 

vorberatenden Unterausschüsse für jede Sitzung des Unteraus-

schusses, an der sie teilnehmen. Die Absätze 1 und 2 gelten ent-

sprechend. 

 

§ 10 Jugendhilfeplanung 

(1) Die Entscheidung über die örtliche Jugendhilfeplanung nach § 

80 SGB VIII obliegt dem Stadtrat. Zur Vorbereitung dieser Be-

schlussfassung hat der Jugendhilfeausschuss 
1. den Bestand an Einrichtungen und Diensten der Jugendhilfe im 

Stadtgebiet festzustellen, 

2. den Bedarf an Einrichtungen und Diensten unter Berücksichti-

gung der Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der jungen Men-

schen und der Personensorgeberechtigten im Stadtgebiet für ei-

nen mittelfristigen Zeitraum zu ermitteln, 

3. die zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vorhaben recht-

zeitig und ausreichend zu planen und Prioritäten für die Verwirk-

lichung zu entwickeln. 

Der Jugendhilfeausschuss bedient sich dabei in der Regel der 

Hilfe eines vorberatenden Unterausschusses und wird von der 

Verwaltung des Jugendamts unterstützt; er arbeitet mit den im 

Stadtgebiet wirkenden und anerkannten Trägern der freien Ju-

gendhilfe partnerschaftlich zusammen. 

(2) An der Jugendhilfeplanung sind die im Stadtgebiet wirkenden 

und anerkannten Träger der freien Kinder und Jugendhilfe und 

ihre Zusammenschlüsse, auch wenn sie nicht im Jugendhilfeaus-

schuss vertreten sind, in allen Phasen der Planung zu beteiligen. 

Von einer Beteiligung einzelner Träger kann abgesehen werden, 

wenn deren Interessen erkennbar nicht betroffen sind, oder von 

einem Verband, dem der Träger angehört, mitvertreten werden. 

Die Beteiligung beginnt spätestens mit der Erörterung der Ziele 

und Inhalte der Planung sowie des Planungsverfahrens. Die in 

Satz 1 genannten Träger sollen regelmäßig über den Fortschritt 

der Planung und die jeweilige Beschlusslage unterrichtet werden. 

Ihnen ist Gelegenheit zu geben, schriftliche Stellungnahmen ab-

zugeben und an wichtigen Erörterungen des Jugendhilfeaus-

schusses und ggf. eines vorberatenden Unterausschusses teilzu-

nehmen. 

(3) Im Stadtgebiet wirkende, nicht anerkannte Träger der freien 

Kinder und Jugendhilfe können an der Planung beteiligt werden. 

Über eine Beteiligung und deren Form und Umfang entscheidet 

der Jugendhilfeausschuss. 

§ 11 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung vom 22.05.1996 (Amtsblatt Nr. 12 

vom 07.06.1996), in der Fassung vom 13.03.2008 (die amtlichen 

Seiten Nr. 7 vom 03.04.2008), außer Kraft. 
 
Die vorstehende Satzung wurde vom Stadtrat Erlangen am 

25.06.2026 beschlossen. Sie wird hiermit ausgefertigt. 
Erlangen, den 29.06.2026 

STADT ERLANGEN 

Jörg Volleth 

Oberbürgermeister 

 

 

272. Erlanger Bergkirchweih:  
13. Mai bis 24. Mai 2027 

 

Die traditionsreiche Erlanger Bergkirchweih zählt zu den größten 

und schönsten Pfingstvolksfesten in Deutschland. Jedes Jahr fei-

ern hunderttausende Besucher*innen unbeschwert auf den 
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Bierkellern unter altem Baumbestand und genießen das familien-

freundliche Angebot der Schausteller*innen. 

Bei Speisen aller Art setzt die Stadt Erlangen vermehrt auf Ange-

bote mit biologischen, veganen und vegetarischen Angeboten 

aus der Region. 

Bewerbungen auf Zulassung zur 272. Erlanger Bergkirchweih sind 

bis spätestens 15. Oktober 2026.  

Das vollständige Bewerbungsformular finden Sie unter  

www.erlangen.de/bergkirchweih. Sie können sich Online oder 

per Post an: Stadt Erlangen, Liegenschaftsamt, Abt. Märkte, 

Kirchweihen, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen bewerben. 

Bewerbungen die verspätet oder unvollständig eingehen, sind 

vom Vergabeverfahren ausgeschlossen. 

Die Bewerbung begründet keinen Anspruch auf Zulassung oder 

auf einen bestimmten Platz. 

Hinweis: Es werden derzeit die Teilnahmegebühren aktualisiert 

 

 

Einladung zur 2. Sitzung 2026 des 
Zweckverbandes Abfallwirtschaft in 
der Stadt Erlangen und im Landkreis Er-
langen-Höchstadt 
 

am Mittwoch, den 22. Juli 2026, um 09:00 Uhr im Sitzungssaal des 

Rathauses Erlangen, Rathausplatz 1 

Tagesordnung Öffentlich  

TOP 1 Konstituierung der Verbandsversammlung; Wahl des 

Vorsitzenden und Wahl des stellvertretenden Vorsitzen-

den     

TOP 2 Genehmigung der Niederschrift vom 22.04.2026 – öf-

fentlich  

TOP 3  Anfragen in öffentlicher Sitzung   

Ich darf Sie zu dieser Sitzung einladen. Eine nicht öffentliche Sit-

zung schließt sich an.  

Bei Verhinderung werden Sie gebeten, Ihre Stellvertreterin bzw. 

Ihren Stellvertreter zu benachrichtigen. 

Freundliche Grüße 

Alexander Tritthart 

stellvertretender Verbandsvorsitzender 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sitzungskalender 

 

Weitere Informationen: www.ratsinfo.erlangen.de 

9. Juli 2026 Bildungsausschuss 

Ratssaal, Rathaus 

14. Juli 2026 Umwelt-, Verkehrs- und Planungs-

ausschuss / Werkausschuss EB77, 

Umwelt-, Verkehrs- und Planungs-

beirat 

Ratssaal, Rathaus 

14. Juli 2026 Stadtteilbeirat Alterlangen 

15. Juli 2026 Sozial- und Gesundheitsausschuss / 

Werkausschuss EJC, Sozial- und EJC-

Beirat 

Ratssaal, Rathaus 

15. Juli 2026 Ortsbeirat Kosbach 

Kleiner Sitzungssaal, Rathaus 

16. Juli 2026 Jugendhilfeausschuss 

Ratssaal, Rathaus 

16. Juli 2026 Bildungsausschuss 

Ratssaal, Rathaus 

16. Juli 2026 Ausländer- und Integrationsbeirat 

Kleiner Sitzungssaal, Rathaus 

16. Juli 2026 Ortsbeirat Kriegenbrunn 

Bürgerhaus Kriegenbrunn 

21. Juli 2026 Revisionsausschuss 

Kleiner Sitzungssaal, Rathaus 

22. Juli 2026 Haupt-, Finanz- und Personalaus-

schuss 

Ratssaal, Rathaus 

22. Juli 2026 Ortsbeirat Frauenaurach 

Gemeindezentrum, Gaisbühlstraße 4 

23. Juli 2026 Baukunstbeirat 

Konferenzraum Schuhstraße 40 

23. Juli 2026 Ortsbeirat Tennenlohe 

Gasthaus zum Schloß, Schloßgasse 

7, "Scheune" 
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